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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

DDr. Niederwieser und Genossen vom 17.9.91. 
-.l 

Zl. 1584IJ-NR/91 "Beibehaltung der Lärmschutz-

vorschriften auf österreichischen Flughäfen 

im Rahmen des EWR bzw~ der EG 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu Frage 1: 

15521AB 

!l~ -u .. tm1 
ZU 15cf'lIJ 

"W.ar der genannte Richtlinienvorschlag Gegenstand von 
Erörterungen im Rahmen der EWR-Verhandlungen?" 

Der genannte Richtlinienvorschlag war nicht Gegenstand im 

Rahmen der EWR-Verhandlungen. 

Zu Frage 2: 
"Wenn ja, wurde ein 
angemeldet?" 

Vorbehalt zu diesen 

Demgemäß wurde auch kein Vorbehalt angemeldet. 

Zu den Frag~n 3 und 4: 
"Wenn nein. was werden Sie unternehmen? 

Regelungen 

"Was werden Sie unternehmen, 
geltenden Normen auch im 
aufrechtzuerhalten?" 

um die fUr Innsbruck und Salzburg 
Rahmen des EWR und/oder EG 
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Es bleibt abzuwarten, ob 

Bestandteil des EG-Rechtes 

- 2 -

der genannte Richtlinienvorschlag 

und in der Folge des EWR-Vertrages 

wird. In diesem Falle wird 6sterreich - sollte diese Regelung 

so auszulegen sein, daß sie ein früheres Inkraftreten von 

Lärmbegrenzungen ausschließt im Rahmen der jeweiligen 

Verhandlungen einen entsprechenden Vorbehalt zwecks 

verz8gertem Inkrafttreten fHr 8sterreichische Flughäfen 

deponieren. 

Wien, am 6. 1991 
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